
nung, der friedlichen Arbeit der Bürger, der Schutz der Werte, die 
wir alle geschaffen und für die wir alle zu bezahlen haben. Wer sich 
gegen die Grundlagen unserer gesellschaftlichen Ordnung wendet, 
der muß sich indes fragen lassen, ob er ein anderes gesellschaftli­
ches System als die übergroße Mehrheit unseres Volkes will? Für 
uns ist klar: Der Sozialismus auf deutschem Boden steht nicht zur 
Disposition!

Für den Dialog, den wir mit aller Entschiedenheit erstreben, sind 
also zwei Voraussetzungen hervorzuheben:

Erstens: Alles, worüber wir uns einig sind und worüber wir uns 
streiten, muß eindeutig in seinem Ziel sein: den Sozialismus in der 
DDR weiter auszubauen, die sozialistischen Ideale hochzuhalten 
und keine unserer gemeinsamen Errungenschaften preiszugeben. 
Wer das in Zweifel zieht, stellt das Lebenswerk von Generationen in 
Frage.

Zweitens: Unsere sozialistische deutsche Republik ist und bleibt 
ein souveränes Land. Wir lösen unsere Probleme selbst. Ich gebe 
hier den in vielen Gesprächen der letzten Tage und Wochen geäu­
ßerten Forderungen und Protesten von DDR-Bürgern Ausdruck, 
wenn ich Bonn und die von dort gelenkten Medien auffordere, sich 
nicht länger massiv in die inneren Angelegenheiten der DDR einzu­
mischen. Das betrifft auch den absurden Versuch, unserer Partei 
vorzuschreiben, wie sie den Dialog zu führen hat. Was in der DDR 
zu tun und zu lassen ist, welche Reformen wir durchführen, wird 
einzig und allein in der DDR entschieden. Das war so, das ist so, 
und das wird auch so bleiben. Uns ist bewußt, daß der Gegner 
nicht nachlassen wird, uns am Zeuge zu flicken. Das ficht uns nicht 
an. Nicht er, sondern die Menschen mit ihren Sorgen und ihrer Be­
reitschaft zur Mitarbeit sind der Maßstab für unsere Arbeit.

Was wir in dieser Gemeinschaft seit 1945 und in den vier Jahr­
zehnten DDR erreicht haben, hat Gewicht in der deutschen, aber 
auch in der europäischen Geschichte. Wir haben einen erlebbaren 
Gegenentwurf zur Herrschaft des deutschen Imperialismus ge­
schaffen. Dazu gehört die Verpflichtung, daß von deutschem Boden
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